
Ausschlaggebend für die Ent
wicklung Europas waren und 
sind die Ergebnisse, die von 
den sozialistischen Staaten bei 
der Durchsetzung ihrer kon
struktiven Außenpolitik erzielt 
werden konnten. Große Be
deutung haben zahlred che bi
laterale Vereinbarungen zwi
schen sozialistischen und kapi
talistischen Staaten unseres 
Kontinents, insbesondere die 
Vereinbarungen der UdSSR 
und Frankreichs, die im Ergeb
nis der Reise von L. I. Bresh- 
new nach Paris im Oktober 
1971 getroffen wurden. Mit 
ihnen wurde ein Modell ge
schaffen, wie Beziehungen der 
friedlichen Koexistenz dem 
beiderseitigen Vorteil und den 
Interessen des Friedens in 
ganz Europa dienen können.
Die Unterzeichnung der Ver
träge zwischen der UdSSR und 
der BRD sowie zwischen der 
Volksrepublik Polen und der 
BRD im Jahre 1970 wirkt sich 
günstig auf die Entwicklung 
der politischen Lage in Europa 
aus. „Ihre Unterzeichnung — 
das wird immer besser ver
standen — s a g t e  Genosse 
Erich Honecker auf der pro
pagandistischen Großveran
staltung am 10. März in Leip
zig, „hat den Weg für wich
tige positive Veränderungen 
in der Sphäre der europä
ischen Beziehungen freige
legt.“

Der Abschluß des Vierseitigen 
Abkommens über Westberlin 
im September 1971 bewies, 
daß es möglich ist, auch 
äußerst komplizierte Fragen 
der ‘ internationalen Politik 
einer Regelung zuzuführen, 
wenn diese auf der Respektie
rung der Realitäten beruht. So 
erklärten die USA, Großbri
tannien und Frankreich in 
verbindlicher Form, daß West
berlin kein Bestandteil der 
BRD ist, und sie nahmen die 
Vplkerrechtssubjektivität und 
die souveränen Rechte der

DDR, nicht zuletzt die Integri
tät ihres Hoheitsgebietes, zur 
Kenntnis.
Das zwischen der DDR und 
der BRD im Dezember 1971 
Unterzeichnete Transitabkom
men schließlich stellt den 
ersten völkerrechtlichen Ver
trag zwischen diesen beiden 
Staaten dar, der auf den all
gemeinüblichen Normen be
ruht, wie sie zwischen souve
ränen Staaten die internatio
nale Praxis sind. Mit ihrer 
Geste des guten Willens, der 
vorzeitigen Inkraftsetzung von 
Bestimmungen des Transitab
kommens wie auch der Ver
einbarung der DDR mit dem 
Senat von Westberlin über den 
Besuch von Westberliner Bür
gern in der DDR zu Ostern 
und Pfingsten hat die DDR 
erneut bewiesen, daß sie sich 
konstruktiv für die Entspan
nung in Europa einsetzt. Die 
abgestimmte Außenpolitik der

Im Interesse der Völker gilt 
es, die günstigen Chancen zu 
nutzen und den Gegnern der 
Entspannung keinen Spiel
raum für ihre völkerfeindliche 
Politik zu geben. Daß die Geg
ner der Entspannung ihre Ma
növer noch nicht auf gegeben 
haben, beweisen die Versuche 
einflußreicher NATO-Kreise 
zur weiteren Verzögerung 
der gesamteuropäischen Bera
tung.
Die verschärfte antikommuni
stische Hetze jener imperiali
stischen Kräfte, die nach wie 
vor in den Vorstellungen des 
kalten Krieges und in den 
Kategorien der Konfrontation 
von Blöcken denken, die An
griffe der revanchistischen 
Kräfte in der BRD gegen die 
Ratifizierung der Verträge von 
Moskau und Warschau, wie 
auch die Forderung des Pen
tagons nach verstärkten Rü
stungsanstrengungen der euro
päischen NATO-Partner zei-

sozialisti sehen Staaten hat 
weitgehend den Weg zur Ge
währleistung der europäischen 
Sicherheit geebnet.
Insgesamt kann man feststel
len, daß die Zeit mehr als reif 
ist für den Beginn der multi
lateralen Vorbereitung zur ge
samteuropäischen Beratung, 
wie dies der Vorschlag der Re
gierung Finnlands vorsieht. 
Noch 1972 kann die gesamt
europäische Beratung einberu
fen werden.
ln der Prager Deklaration der 
Teilnehmerstaaten des War
schauer Vertrages heißt es da
her: „Das Jahr 1972 kann den 
europäischen Völkern nicht 
nur neue Hoffnungen auf dau
erhaften Frieden und Sicher
heit bringen, sondern auch re
ale Fortschritte bei ihrer Ver
wirklichung.
Die höchste Pflicht aller Staa
ten ist es, dazu einen aktuel
len Beitrag zu leisten.“

gen, daß die Gefahren für 
Frieden und Sicherheit in 
Europa noch keineswegs ge
bannt sind.

Gegen die sich an bahn ende 
Sicherheit und Zusammenar
beit in Europa richten sich 
auch die Versuche, den Sinn 
der gesamteuropäischen Bera
tung bzw. der zur Entschei
dung stehenden Fragen zu 
verfälschen und durch ver
schärfte ideologische Diversion 
neuen Boden für Konflikte 
und Mißtrauen zu erzeugen. 
Dabei spielen im Arsenal des 
Antikommunismus heute Na
tionalismus, Entspannungsdem
agogie und als „Notwendig
keit gründlicher Vordiskussio
nen“ getarnte Verschleppungs
taktik eine erhöhte Rolle.

Besonders hohe Wogen schlu
gen die antikommun istisdie 
Hetze und die Verketzerung 
der europäischen Sicherheits
konferenz in der Debatte des

Gegnern der Entspannung keinen Spielraum geben
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